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An die Koordinatorinnen und Koordinatoren 

EFRE/JTF und ESF+ zur Weiterleitung an 

die Bewilligungsstellen und die zuständigen 

Fachressorts 

(per E-Mail) 

 
 

 EU-Verwaltungsbehörde 

EFRE/ESF/JTF 

 

 

Erlass zu Textbausteinen für Antrag, Genehmigung und Nachweis der 

Verwendung in der Förderperiode 2021-2027, Version 1.5 

1. Regelungsinhalt 

Gegenstand dieses Erlasses sind Überarbeitungen an den Textbausteinen 

für Anträge, Genehmigungen und Nachweise über die abgeschlossene Vor-

habenumsetzung und vollständige Verwendung der Zuwendung (Verwen-

dungsnachweis) in der Förderperiode 2021-2027 sowie an den Hinweisen für 

die Bewilligungsstellen.  

Diese sind – so weit unter Beachtung der Rechtsvorschriften relevant – auch 

für alle anderen Formen der Genehmigung von Fördervorhaben, wie z. B. 

Zuweisungsschreiben und Verträge sinngemäß anzuwenden.  

Der überarbeitete Erlass gilt für alle Vorhaben, welche aus den Programmen 

EFRE/JTF und ESF+ (ko-)finanziert werden, jedoch nicht für Finanzinstru-

mente und für den Bereich der Technischen Hilfe. 

Von den Anpassungen sind folgende Regelungen in der Anlage zum Erlass 

betroffen: 

➢ Punkt 2: Ergänzung der aktuellen De-minimis-Verordnungen;  

➢ Punkt 3: Präzisierung des Begriffs Vollfinanzierung;  

➢ Punkt 4.1: Präzisierung der Angaben zur Umsatzsteuer-Identifikati-

onsnummer oder Steuer-Identifikationsnummer für die Datenerhe-

bung gemäß Anhang XVII Verordnung (EU) 2021/1060; 

➢ Punkt 6: Vereinheitlichung der Regelungen zur Sichtbarkeit, Transpa-

renz und Kommunikation beim Einsatz der Fonds mit dem Leitfaden 

für Begünstige von Mitteln aus dem Europäischen Fonds für regio-

nale Entwicklung (EFRE), dem Just Transition Fund (JTF) und dem 

Europäischen Sozialfonds Plus (ESF+);  
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➢ Punkt 6.2: Ergänzung von Informationen zum Online-Generator für Plakate und Ergän-

zung von Fristen für die Umsetzung der Publizitätsmaßnahme sowie Präzisierung des Be-

griffs Vollfinanzierung; 

➢ Punkt 6.3: Ergänzung von Fristen für die Umsetzung der Publizitätsmaßnahme und Anfor-

derungen bei Förderung mittels vereinfachter Kostenoptionen sowie Präzisierung des Be-

griffs Vollfinanzierung; 

➢ Punkt 7: Überarbeitung in Bezug auf die Aufbewahrungspflichten unter Beachtung der An-

forderungen aus der Datenschutzgrundverordnung; 

➢ Punkt 8.1: Präzisierung der Anwendung der Textbausteine zur Indikatorenerhebung für 

die Genehmigung an Begünstigte, die nicht zur Erhebung von Ist-Indikatoren verpflichtet 

werden müssen; 

➢ Punkt 8.2: Präzisierung der Anwendung der Textbausteine zur Erhebung von Teilnehmer-

daten für die Genehmigung an Begünstigte, die nicht zu deren Erhebung verpflichtet wer-

den müssen;  

➢ Punkt 9: Ergänzung von Bearbeitungshinweisen bezüglich der wirtschaftlichen und nicht-

wirtschaftlichen Tätigkeiten von Hochschulen des Landes zur Feststellung der Beihilfere-

levanz im Rahmen der Förderung; 

➢ Punkt 9.1: Überarbeitung der Textbausteine für die Gewährung von De-minimis-Beihilfen 

nach Inkrafttreten der Verordnung (EU) 2023/2831; 

➢ Punkt 10: Präzisierung der Bearbeitungshinweise zur Verwendung der Textbausteine bei 

der Anwendung vereinfachter Kostenoptionen;  

➢ Punkt 13: Aktualisierung der Angaben zu den in Sachsen-Anhalt zugelassenen Kommuni-

kationsportalen für den Informationsaustausch zwischen den Begünstigten und den Pro-

grammbehörden; 

➢ Punkt 14.2: Ergänzung von Bearbeitungshinweisen zur Eigenerklärung der Antragsteller 

für die Gewährung einer Ausnahme vom Verbot des vorzeitigen Vorhabenbeginns; 

➢ Punkt 14.4: Ergänzung von Bearbeitungshinweisen zur Eigenerklärung der Antragsteller 

zum KMU-Status; 

➢ Anhang 1 (einschließlich Anlage): Präzisierung der Bestimmungen für die Erhebung der 

Angaben zur Umsatzsteuer-Identifikationsnummer oder Steuer-Identifikationsnummer so-

wie zu den Prüfrechten der Verwaltungsbehörde;  

➢ Anhang 8: Präzisierung der Bestimmungen zur Erhebung der Angaben zur Umsatzsteuer-

Identifikationsnummer oder Steuer-Identifikationsnummer; 

➢ redaktionelle Anpassungen. 

2. Rechtsgrundlage 

Artikel 73 Absätze 2 und 3 Verordnung (EU) 2021/1060 des Europäischen Parlaments und des 

Rates vom 24. Juni 2021 mit gemeinsamen Bestimmungen für den Europäischen Fonds für regi-

onale Entwicklung, den Europäischen Sozialfonds Plus, den Kohäsionsfonds, den Fonds für ei-

nen gerechten Übergang und den Europäischen Meeres-, Fischerei- und Aquakulturfonds sowie 

mit Haushaltsvorschriften für diese Fonds und für den Asyl-, Migrations- und Integrationsfonds, 
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den Fonds für die innere Sicherheit und das Instrument für finanzielle Hilfe im Bereich Grenzver-

waltung und Visumpolitik (im Folgenden Verordnung [EU] 2021/1060). 

3. Inkraftsetzung 

Der Erlass tritt mit seiner Veröffentlichung in Kraft und gilt ohne zeitliche Einschränkung in der 

Förderperiode 2021-2027.  

Die mit diesem Erlass veröffentlichten Änderungen der Anlage zu den Textbausteinen und der 

Anhänge sind unverzüglich, jedoch spätestens innerhalb von zwei Monaten nach Bekanntgabe 

der Version 1.5 in die Anträge und Genehmigungen (Zuwendungsbescheid, Zuweisungsschrei-

ben usw.) aufzunehmen und anzuwenden.  

Die Erlassversionen 1.0 bis 1.4 werden nach Veröffentlichung dieses Erlasses außer Kraft ge-

setzt. 

4. Erläuternde Hinweise  

Eine erneute Überarbeitung der Textbausteine, Bearbeitungshinweise und Anhänge zum Erlass 

in der Fassung von Version 1.4 vom 01.10.2024 war u. a. nach Hinweisen, Anmerkungen und 

Umsetzungsfragen der Zwischengeschalteten Stellen, im Ergebnis von Maßnahmen zur Quali-

tätssicherung der Verwaltungsbehörde sowie nach Änderung der De-minimis-Verordnungen er-

forderlich.  

Nach Hinweisen durch die Zwischengeschalteten Stellen zu Schwierigkeiten bei der Erhebung 

Steuerlicher Identifikationsnummern wurden die Möglichkeiten der Erhebung erweitert. Diese An-

passung betrifft die Anlage Punkt 4 sowie die Anhänge 1 und 8. 

Zur Harmonisierung mit dem Leitfaden für Begünstige von Mitteln aus dem Europäischen Fonds 

für regionale Entwicklung (EFRE), dem Just Transition Fund (JTF) und dem Europäischen Sozial-

fonds Plus (ESF+) hinsichtlich der Anwendung der Begriffe „finanziert“ und „kofinanziert“ wurde 

Punkt 6 der Anlage angepasst. Darüber hinaus wurden in den Punkten 6.2 und 6.3 der Anlage 

auch die erforderliche Dauer der Publizitätsmaßnahmen durch die Begünstigten nunmehr verein-

heitlicht.  

Nach Rückfragen zur datenschutzkonformen Aufbewahrung personenbezogener Daten wurden 

diese Regelungen grundlegend überarbeitet und die Verpflichtung zur Einhaltung der daten-

schutzkonformen Aufbewahrung personenbezogener Daten an die Bewilligungsstellen und Be-

günstigten klargestellt. Insoweit wird von konkreten Vorgaben der Verwaltungsbehörde abgese-

hen und der Textbaustein für die Genehmigung von Vorhaben entsprechend angepasst (siehe 

dazu Anlage Punkt 7). 

Nach Inkraftsetzung der Verordnung (EU) 2023/2831 war die Anpassung des Textbausteins für 

die Genehmigung bei De-minimis-Vorhaben in Bezug auf den zulässigen Gesamtbeitrag inner-

halb eines ebenfalls geänderten Zeitraumes erforderlich (siehe Anlage Punkt 9.1). Die Änderung 

erfolgte bereits im Vorgriff auf diese Erlass-Version 1.5 per E-Mail vom 18.10.2024 (korrigiert am 

07.11.2024). Vorsorglich wird darauf hingewiesen, dass auch die DAWI-De-minimis-Verordnung 

geändert wurde (siehe Verordnung [EU] 2023/2832). Dies ist ggf. bei Vorhaben, die als DAWI-

Beihilfe gefördert werden (siehe Anlage Punkt 9.3), zu beachten.  
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Die notwendigen Änderungen an den Textbausteinen in der Version 1.5 und Nachfragen der Be-

willigungsstellen wurden zum Anlass genommen, auch über die vorstehenden Anpassungen hin-

aus verschiedene Bearbeitungshinweise zu überarbeiten. Dies betrifft insbesondere folgende 

Sachverhalte:  

✓ Im Rahmen der Maßnahmen zur Qualitätssicherung der Verwaltungsbehörde wurden 

Mängel in Bezug auf die Vorschriften zur Sichtbarkeit, Transparenz und Kommunikation 

bei Vorhaben festgestellt, die über eine Restkostenpauschale nach Artikel 56 Absatz 1 

Verordnung (EU) 2021/1060 finanziert werden. Es wurden deshalb entsprechende Bear-

beitungshinweise zu den Textbausteinen für die Publizitätsmaßnahmen im Zusammen-

hang mit pauschalierter Förderung ergänzt (betrifft Anlage Punkt 6.3). 

✓ Es wurde festgestellt, dass bei den Textbausteinen zur Indikatorenerhebung keine Aus-

nahmeregelungen für Vorhaben enthalten waren, bei denen durch die Begünstigten nicht 

über Indikatoren zu berichten ist. Eine entsprechende Einschränkung für die Anwendung 

des Textbausteines wurde nun in die Hinweise für die Bewilligungsstelle aufgenommen 

(siehe Anlage Punkte 8.1 und 8.2). 

✓ Bei Prüfungen der Prüfbehörde wurde festgestellt, dass nicht in jedem Fall eine angemes-

sene Trennung von wirtschaftlicher und nichtwirtschaftlicher Tätigkeit der Hochschulen 

und die damit verbundenen Unterschiede bei den Förderbedingungen nachvollzogen wer-

den konnten. Es wurden daher in der Anlage Punkt 9 Hinweise für die Bewilligungsstelle 

und die Anforderung der Abgabe einer Eigenerklärung durch die antragstellenden Hoch-

schulen ergänzt. 

✓ Aus der Veröffentlichung der neuen De-minimis-Verordnungen resultieren nicht nur neue 

Beihilfebeträge, sondern auch neue Anforderungen an die Berechnung der Beträge und 

die Berichterstattung der Bewilligungsstellen. Die Hinweise für die Bewilligungsstelle wur-

den entsprechend ergänzt (siehe Anlage Punkt 9.1).  

✓ Es wurde festgestellt, dass Bearbeitungshinweise für Vorauszahlungen bei Pauschalierun-

gen missverstanden wurden. Die Hinweise in der Anlage Punkt 10 wurden daher grundle-

gend überarbeitet. Es wird hier noch einmal ausdrücklich darauf hingewiesen, dass es im 

Ermessen der Fachressorts liegt, Vorauszahlungen unter Beachtung der Verwaltungsvor-

schriften zu § 44 Landeshaushaltsordnung im Zusammenhang mit einer Förderung in 

Form von Pauschalierungen zuzulassen. Dabei ist aber zu beachten, dass diese Ausga-

ben erst im efREporter4 erfasst werden dürfen, wenn die zugrundeliegenden Bedingun-

gen bzw. Bemessungsgrundlagen für die pauschalierten Ausgaben durch den Begünstig-

ten nachgewiesen wurden.  

Darüber hinaus wurden redaktionelle Überarbeitungen in der Anlage zum Erlass vorgenommen. 

Dies betrifft insbesondere: 

✓ Die Verlinkung zum Vademecum wurde aktualisiert (siehe Anlage Punkt 5). 

✓ Der Link zum Webportal der EU-Fonds wurde in Anhang 1 aktualisiert. 

✓ Es erfolgt nunmehr ein Verweis auf die durch die Europäische Kommission aktualisierten 

Leitlinien für die Anwendung vereinfachter Kostenoptionen vom 20.12.2024 (siehe Anlage 

Punkt 10.4). 

✓ Soweit die Anlage zu diesem Erlass ausführliche Bearbeitungshinweise zu anderen Erlas-

sen der Verwaltungsbehörde enthielt (z. B. Erlass zur Datenerfassung im efREporter4-
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System), wurden diese mit Verweis auf den jeweiligen Erlass entfernt. Dies dient der Ge-

währleistung konsistenter Regelungen in den verschiedenen Erlassen der Verwaltungsbe-

hörde. Dies betrifft die Anlage Punkte 4.1, 8, 8.2, 10 und 13. 

✓ Im Anhang 10 wurde die Barrierefreiheit des Dokumentes verbessert. 

✓ Zur besseren Handhabbarkeit des Erlasses wurden die Verweise auf die Anhänge der An-

lage im Fließtext mit den entsprechenden Anhängen verlinkt.  

Im Interesse einer übersichtlichen Gestaltung der Formulare für Anträge, Genehmigungen und 

Nachweise der Verwendung ist es zulässig, die Textbausteine in einer von der Bewilligungsstelle 

festgelegten chronologischen Struktur zu verwenden. Entscheidend ist die inhaltliche Vollständig-

keit der relevanten Textbausteine in den Dokumenten, soweit eine inhaltliche Anpassung an die 

Erfordernisse des Förderprogrammes nicht ausdrücklich zugelassen wurde.  

Der Anhang 1 darf um förderprogrammspezifische Nebenbestimmungen ergänzt werden und die 

Anlage zu diesem Anhang (Vergabeübersicht) kann angepasst werden, soweit sichergestellt ist, 

dass mindestens alle darin geforderten Angaben von den Begünstigten abgefragt werden (siehe 

dazu Anlage Punkt 1). 

Von diesen Regelungen ausgenommen bleiben die Anhänge 2, 7, 8, 9 und 10, diese sind unver-

ändert zu übernehmen.  

Den Zwischengeschalteten Stellen wird die geänderte Anlage zu diesem Erlass (einschließlich 

aller Anhänge) zusätzlich im Änderungsmodus bereitgestellt, damit alle Anpassungen nachvollzo-

gen werden können. Zur besseren Handhabung werden darüber hinaus die geänderten Anhänge 

als separate Dokumente beigefügt. 

Der Erlass, die Anlage zum Erlass und die geänderten Anhänge der Version 1.5 werden im Vade-

mecum als separate Dokumente zum Download bereitgestellt. 

5. Sprachliche Gleichstellung 

Die Personen- und Funktionsbezeichnungen in diesem Erlass gelten jeweils in männlicher und 

weiblicher Form. 

Mit freundlichen Grüßen  

Im Auftrag 

gez. Loritta Möller 

Leiterin der EU-Verwaltungsbehörde EFRE/ESF/JTF  

Anlagen 

Textbausteine für Antrag, Genehmigung und Nachweis der Verwendung in der Förderperiode 

2021-2027, Version 1.5 (PDF-Dokument) 

Textbausteine für Antrag, Genehmigung und Nachweis der Verwendung in der Förderperiode 

2021-2027, Version 1.5 (Änderungsmodus) 

Anhang 1 (Word-Dokument)  

Anhang 8 (Word-Dokument  

Anhang 10 (Word-Dokument und PDF-Dokument) 

https://www.efreporter.de/confluence/pages/viewpage.action?pageId=167019910
https://www.efreporter.de/confluence/pages/viewpage.action?pageId=167019910

